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Jahrgang 1957 Ausgegeben am 15. Oktober 1957 63. Stück

2 1 5 . Abkommen zwischen der Republik Österreich und den Vereinigten Staaten von Amerika, betreffend
bestimmte auf Dollar lautende österreichische Obligationen samt Protokoll.

2 1 6 . Statuten der Internationalen Atomenergiebehörde.

215.

Nachdem das am 21. November 1956 in Washington unterzeichnete Abkommen zwischen der
Republik Österreich und den Vereinigten Staaten von Amerika, betreffend bestimmte auf Dollar
lautende österreichische Obligationen samt Protokoll, welches also lautet:

Abkommen
zwischen der Republik Österreich und den
Vereinigten Staaten von Amerika, betreffend
bestimmte auf Dollar lautende österreichische

Obligationen

Da einige (öffentliche sowie private) Anleihe-
emissionen von auf amerikanische Dollar lauten-
den und in den Vereinigten Staaten zahlbaren
österreichischen Inhaberobligationen, für die
Treuhänder, Fiskalagenten oder Zahlstellen in
den Vereinigten Staaten bestellt sind (in der
Folge „österreichische Dollar-Obligationen" ge-
nannt), noch ausstehend sind; und

da eine gewisse Anzahl dieser Obligationen
von den Anleiheschuldnern selbst oder in ihrem
Namen zu Tilgungszwecken, oder während des
zweiten Weltkrieges oder in der Zeit unmittel-
bar davor vom Deutschen Reich oder in dessen
Namen, sowie von der Reichsbank, der Konver-
sionskasse für Deutsche Auslandsschulden oder
der Deutschen Golddiskontbank oder im Namen
dieser Institutionen erworben und vom Schuld-
ner, von der Regierung des Deutschen Reiches
oder deren oben genannten beauftragten Stellen
oder im Namen derselben nicht wieder in den
Verkehr gebracht wurden; und

da die betreffenden Obligationen in den amt-
lichen Aufzeichnungen der Treuhänder, Fiskal-
agenten oder Zahlstellen noch nie auf irgendeine
Weise gelöscht oder zur Löschung vorgelegt
wurden und daher scheinbar gültige Schuldver-
schreibungen darstellen und in diesen Aufzeich-
nungen als noch ausstehend geführt werden; und

da eine große Anzahl dieser Obligationen wäh-
rend der Feindseligkeiten im zweiten Weltkrieg
oder unmittelbar nachher in Deutschland oder
in Österreich entwendet wurden oder dort ver-
schwunden sind; und
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da die verschiedenen oben bezeichneten Obli-
gationen teilweise oder sämtlich auf widerrecht-
liche Weise in die Hände von Personen gefallen
sein können, die versuchen werden, sie zu ver-
äußern oder hieraus Ansprüche gegen die Schuld-
ner, Treuhänder, Fiskalagenten oder Zahlstellen
geltend zu machen oder auf andere Weise aus
ihrer ungesetzlichen Erwerbung Nutzen zu
ziehen; und

da jede Zahlung auf solche derzeit in wider-
rechtlichem Besitz stehende Obligationen not-
wendigerweise zu einer Minderung ausländischer
Valuten oder anderer Geldmittel führen würde,
die für Zahlungen an rechtmäßige Inhaber, von
denen eine große Anzahl Staatsangehörige der
Vereinigten Staaten sind, zur Verfügung stehen;
und

da jede Zahlung auf solche derzeit in wider-
rechtlichem Besitz stehende Obligationen, nach-
dem diese zu Tilgungszwecken erworben wurden
und nicht mehr gültige und eigentliche Verbind-
lichkeiten des Schuldners darstellen, auch gegen-
über den österreichischen Schuldnern unbillig
wäre; und

da der freie und offene Handel mit allen öster-
reichischen Dollar-Obligationen in den Ver-
einigten Staaten durch die Ungewißheit, die sich
aus der oben geschilderten Lage ergibt, behindert
ist; und

da in Übereinstimmung mit dem österreichi-
schen Bundesgesetz Nr. 22 vom 16. Dezember
1953 die österreichische Regierung im Jahre 1954
zu verschiedenen Zeitpunkten, beginnend mit
dem 1. Februar, im „Amtsblatt zur Wiener
Zeitung" Verzeichnisse der Nummern österrei-
chischer Dollar-Obligationen veröffentlicht hat,
die in Anlage A zu diesem Abkommen angeführt
sind; und

da im österreichischen Bundesgesetz Nr. 22
vorgesehen ist, daß die Obligationen der im
zweiten Absatz bezeichneten Kategorien unter
der Voraussetzung einer solchen Veröffentlichung
für erloschen anzusehen sind, mit der Maßgabe,
daß deren Inhaber, die sich als geschädigt er-
achten, zur Vorbringung ihrer Ansprüche bei
österreichischen Gerichten innerhalb von vor-
geschriebenen Fristen berechtigt sein sollen, je-
doch mit Ablauf dieser Fristen von der An-
sprucherhebung auszuschließen wären; und

da es dem Wunsche der vertragschließenden
Parteien entspricht, allen Inhabern österreichi-
scher Dollar-Obligationen, soweit sie sich durch
die oben erwähnte österreichische Rechtsetzung
als geschädigt erachten, zusätzlich der schon ge-
setzlich eingeräumten eine angemessene Möglich-
keit zu bieten, ihre Ansprüche bei einer zustän-
digen und leicht zugänglichen Schiedsstelle geltend
zu machen; und

da es aus den oben dargelegten Gründen
wünschenswert ist, angemessene Verjährungs-
fristen für die Geltendmachung derartiger An-
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sprüche anzusetzen, nach deren Ablauf die auf
Besitz von in Anlage A aufgezählten Obliga-
tionen gestützten Forderungen nicht mehr klag-
bar sein werden; und

da die Schaffung einer entsprechenden Grund-
lage und eines angemessenen Verfahrens zur Er-
reichung der oben genannten Ziele wünschens-
wert erscheint;

sind daher die Vereinigten Staaten von Ame-
rika und die Republik Österreich übereingekom-
men wie folgt:

Artikel I

1. Die beiden Regierungen errichten hiemit
gemeinsam ein Schiedsgericht für österreichische
Dollar-Obligationen im folgenden „das Schieds-
gericht" genannt.

2. Das Schiedsgericht setzt sich zusammen aus
zwei Mitgliedern und einem Vorsitzenden. Ein
Mitglied ist von der Regierung der Republik
Österreich, das andere. Mitglied von der Regie-
rung der Vereinigten Staaten, der Vorsitzende
(ein Staatsangehöriger der Vereinigten Staaten)
auf Grund einer Vereinbarung zwischen den
beiden Regierungen zu bestellen.

Artikel II

1. Inhaber der in Anlage A aufgezählten Obli-
gationen, die behaupten, daß diese Obligationen
ungerechtfertigter Weise für ungültig erklärt
worden sind, können diese zwecks Feststellung
ihrer Anrechte auf gültige Schuldverschreibungen
dem Schiedsgericht innerhalb anderthalb Jahren
nach der ersten Veröffentlichung der im Ar-
tikel XII dieses Abkommens vorgeschriebenen
Verlautbarung, eventuell zu einem späteren Zeit-
punkt nach Maßgabe des Artikels XV, unter-
breiten. Ein Inhaber, der eine Obligation dem
Schiedsgericht vorlegt, hat ebenso Beweismittel
zu unterbreiten, um nachzuweisen, daß diese
Obligation den Erfordernissen des Paragraphen
2 a) oder b) dieses Artikels entspricht.

2. Ist das Schiedsgericht nach Prüfung sämt-
licher einschlägiger, ihm vom Inhaber vorgelegter
oder anderweitig zugegangener Beweismittel zur
Überzeugung gelangt, daß eine ihm gemäß Para-
graph 1 unterbreitete Obligation entweder

a) sich am 1. Januar 1945 außerhalb Öster-
reichs oder Deutschlands nach dem Gebiets-
stand vom 31. Dezember 1937 befunden
hat, oder

b) vom Inhaber vor dem 1. Januar 1945 er-
worben wurde oder hinsichtlich ihrer Er-
werbung sich durch eine geschlossene Reihe
zulässiger Geschäfte auf den Inhaber dieser
Obligation bis zum 1. Januar 1945 zurück-
führen läßt, vorausgesetzt, daß die Obli-
gation weder vom oder für den Schuldner,
von der Regierung des Deutschen Reiches
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oder von einer von ihr beauftragten, im
zweiten Absatz der Präambel angeführten
Stelle erworben wurde, es sei denn, daß
diese Obligation noch vor dem 8. Mai 1945
vom Schuldner, von der Regierung des
Deutschen Reiches oder von einer ihrer
oben genannten beauftragten Stelle oder
in deren Namen wieder in den Verkehr
gebracht wurde,

so hat das Schiedsgericht eine dahingehende Fest-
stellung zu treffen und dem Obligationsinhaber
zu bescheinigen, daß er Anrecht hat auf eine
gültige Schuldverschreibung der gleichen Emis-
sion und des gleichen Nennwertes mit Stück-
nummer, die nicht auf dem in Anlage A ent-
haltenen Verzeichnis steht, und der Zinsscheine
mit den gleichen Fälligkeitsterminen beigegeben
sind, wie diese vom Inhaber vorgelegt wurden.
Je eine Ausfertigung dieser Bescheinigung ist dem
Obligationsinhaber und dem Schuldner unver-
züglich zuzustellen. Auf Grund dieser Bescheini-
gung hat der Schuldner nach Maßgabe der vom
Schiedsgericht zu bestimmenden Frist und Weise
zu veranlassen, daß dem Schiedsgericht eine solche
gültige Schuldverschreibung im Austausch gegen
die dem Schiedsgericht unterbreitete Obligation
ausgeliefert wird, worauf das Schiedsgericht dem
Inhaber diese gültige Schuldverschreibung auszu-
folgen hat.

3. Ist das Schiedsgericht nach Prüfung des ihm
vorliegenden Beweismaterials nicht davon über-
zeugt, daß die Voraussetzungen des Paragra-
phen 2 a) oder b) erfüllt sind, so hat es eine
dahingehende Feststellung zu treffen und sämt-
liche Parteien davon schriftlich zu verständigen,
unter Angabe der diesbezüglichen Begründung.
Das Schiedsgericht hat daraufhin die Obligation
dem Inhaber umgehend zurückzustellen.

Artikel III

Alle Entscheidungen und Feststellungen des
Schiedsgerichtes sind von den beiden Mitgliedern
gemeinsam, soweit zwischen ihnen Überein-
stimmung herrscht, zu treffen. Stimmen sie nicht
überein, so haben sie die Angelegenheit an den
Vorsitzenden zu verweisen, dessen Entscheidung
oder Feststellung in diesem Falle als Entscheidung
bzw. Feststellung des Schiedsgerichtes gilt.

Artikel IV

Das Schiedsgericht hat seinen Sitz in der Stadt
New York im Staate New York. Es unterhält
eine Geschäftsstelle, bei der ein ordnungsmäßig
beauftragter Vertreter der Mitglieder und des
Vorsitzenden für Prozeßzustellungen im Sinne
des Artikels VIII legitimiert ist. Wenn außer-
gewöhnliche Umstände es bedingen, kann das
Schiedsgericht auch anderwärts Sitzungen ab-
halten.
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Artikel V

Das Schiedsgericht erläßt für die Fällung von
Entscheidungen über die ihm unterbreiteten
Wertpapiere sinngemäße Bestimmungen und
Verfahrensvorschriften.

Artikel VI

1. Das Schiedsgericht hat die Parteien umge-
hend zu verständigen in jedem Fall, wenn ihm
eine der in Anlage A aufgezählten Obligationen
zwecks Feststellung der Rechte der Inhaber unter-
breitet worden ist. Dem Schuldner ist die Gele-
genheit zur Anhörung und Vorlage von Beweis-
material zu geben.

2. Zur Entscheidung der im Artikel II ange-
führten Tatbestandsfragen kann das Schiedsgericht
Ermittlungen, die es zwecks Feststellung der Tat-
sachen für notwendig erachtet, anstellen. Wird
eine Untersuchung vorgenommen, so hat das
Schiedsgericht hierüber eine Niederschrift anzu-
fertigen, die einen Bestandteil der Akten bildet.
Beiden Parteien ist eine angemessene Gelegenheit
zur Widerlegung des sich jeweils aus einer solchen
Untersuchung ergebenden Beweismaterials zu
gewähren.

3. Ehe das Schiedsgericht eine Feststellung
gemäß Artikel II, Paragraph 2 oder 3, trifft, hat
es die Parteien schriftlich über die in Aussicht
genommene Feststellung und über das dieser zu-
grunde liegende Beweismaterial zu unterrichten
und ihnen eine angemessene Gelegenheit zur Vor-
lage von weiteren Beweismitteln zu gewähren.

4. Das Schiedsgericht ist nicht durch formelle
Verfahrensregelungen der Beweisführung gebun-
den und hat jedes ihm vorgelegte Beweismittel
zuzulassen, dem es mit Hinsicht auf die im Para-
graph 2 des Artikels II bezeichneten Tatbestände
Beweiskraft zumißt. Insbesondere und ohne die
Grundsätzlichkeit des oben Gesagten einzuschrän-
ken, kann das Schiedsgericht Bankabrechnungen,
Abrechnungen von Börsenmaklern oder -händ-
lern, sowie eidesstattliche Erklärungen zulassen.
Zeugen, die vor dem Schiedsgericht aussagen,
können vereidigt werden.

5. Das Schiedsgericht kann außer dem ihm vor-
gelegten auch noch zusätzliches Beweismaterial
anfordern.

6. Das Schiedsgericht kann von Amts wegen
mündliche Verhandlungen abhalten; auf Antrag
einer der Parteien hat es solche Verhandlungen
abzuhalten.

Artikel VII

1. Die Ungültigkeitserklärung einer Obligation
durch ein österreichisches Gericht ist vom Schieds-
gericht

a) im Falle einer Antragstellung gemäß Para-
graph 2 a), Artikel II, als Beweis dafür an-
zuerkennen, daß sich diese Obligation zum
1. Januar 1945 innerhalb Österreichs oder
Deutschlands befand;
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b) im Falle einer Antragstellung gemäß Para-
graph 2 b), Artikel II, als Beweis dafür an-
zuerkennen, daß diese Obligation vor dem
1. Januar 1945 vom oder für den Schuldner,
von der Regierung des Deutschen Reiches
oder einer von ihr beauftragten Stelle er-
worben worden und nicht noch vor dem
8. Mai 1945 vom Schuldner, von der Regie-
rung des Deutschen Reiches oder von einer
von ihr beauftragten Stelle oder in deren
Namen wieder in den Verkehr gebracht
worden war.

2. Fehlen anderweitige Beweise, so ist der Un-
gültigkeitsbescheid maßgebend. Werden jedoch
andere Beweismittel vorgelegt oder entgegen-
genommen, so ist dem Bescheid nur so viel Ge-
wicht beizumessen, wie es nach Ermessen des
Schiedsgerichtes die Umstände, die seiner Fällung
zugrunde liegen, rechtfertigen.

Artikel VIII

Die Mitglieder des Schiedsgerichtes sind sowohl
ermächtigt als auch verpflichtet, sich der Zustel-
lung von gerichtlichen Prozeßurkunden, die von
einem amerikanischen Bundesgericht der ersten
Instanz (United States District Court) auf Grund
eines vom Inhaber einer der in Anlage A auf-
gezählten Obligationen eingeleiteten Verfahrens
zwecks Feststellung, ob die Voraussetzungen des
Artikels II erfüllt worden sind, erlassen werden,
nicht unter Berufung auf die Immunität zu ent-
ziehen. Ein solches Verfahren muß binnen 4 Mo-
naten, nachdem das Schiedsgericht seine Feststel-
lung mit eingeschriebenem Brief an die ihm vom
Antragsteller zuletzt bekanntgegebene Adresse
abgesendet hat, eingeleitet werden. Das Schieds-
gericht hat dem Schuldner mittels Einschreibe-
brief mitzuteilen, daß dieses Verfahren anhängig
ist. Die Mitglieder des Schiedsgerichtes, einschließ-
lich des Vorsitzenden, haben den Urteilen, Ver-
fügungen oder Beschlüssen, die von einem solchen
amerikanischen Bundesgericht ausgesprochen wer-
den, stattzugeben. Die vom Schiedsgericht auf
Grund solcher Urteile, Verfügungen oder Be-
schlüsse ausgestellte Bescheinigung hat dieselbe
Wirkung wie eine Bescheinigung gemäß Para-
graph 2 des Artikels II.

Artikel IX

Alle Ansprüche aus Obligationen, die in An-
lage A aufgezählt sind, sind von der Einbringung
im Klagewege auszuschließen,

a) wenn diese Obligationen dem Schiedsgericht
anderthalb Jahre nach endgültiger Feststel-
lung des Schiedsgerichtes gemäß Artikel II
oder nach rechtskräftiger Entscheidung des
amerikanischen Bundesgerichtes auf Grund
eines im Artikel VIII angeführten Verfah-
rens unterbreitet worden sind; oder
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b) anderthalb Jahre nach der ersten Veröffent-
lichung der im Artikel XII vorgeschriebe-
nen Verlautbarung; oder

c) anderthalb Jahre nach dem ursprünglichen
Fälligkeitsdatum der Obligation,

wobei der jeweils späteste Termin maßgebend ist,
es sei denn, daß die betreffende Frist gemäß Ar-
tikel XV von den beiden Regierungen verlän-
gert wird.

Artikel X

Alle Inhaber der dem Schiedsgericht gemäß Ar-
tikel II unterbreiteten Obligationen sind von den
Bestimmungen der Artikel II, IV, VI, VII, VIII
und IX in Kenntnis zu setzen.

Artikel XI

1. Frühere Inhaber einer in Anlage A aufge-
zählten Obligation oder deren gemäß den derzeit
geltenden österreichischen Rückstellungsgesetzen
bestimmten Rechtsnachfolger können bei der
Rückstellungskommission beim Landesgericht für
Zivilrechtssachen Wien einen Feststellungsbe-
scheid gegen den Anleiheschuldner beantragen,
daß ihnen die Obligation im Sinne der österreichi-
schen Rückstellungsgesetze entzogen worden ist.
Dieser Antrag sowie ein zweiter Antrag auf Aus-
stellung einer gültigen Schuldverschreibung gemäß
Paragraph 3 dieses Artikels sind gemeinsam und
bis spätestens anderthalb Jahre nach der ersten
Veröffentlichung der im Artikel XII dieses Ab-
kommens vorgeschriebenen Verlautbarung, even-
tuell zu einem späteren Zeitpunkt nach Maßgabe
des Artikels XV einzureichen.

2. Bei der Feststellung, ob dem Antragsteller
seine Obligationen im Sinne der österreichischen
Rückstellungsgesetze entzogen worden sind, soll
es unmaßgeblich sein, ob diese Entziehung im In-
land oder im Ausland erfolgt ist.

3. Findet die Rückstellungskommission, daß
die Obligation dem Antragsteller im Sinne der
österreichischen Rückstellungsgesetze entzogen
worden ist, so hat sie über diesen Befund eine
Bescheinigung in ihrem Bescheid auszusprechen
und den Anleiheschuldner gemäß dem zweiten
Antrag für pflichtig zu erklären, dem Antrag-
steller innerhalb von 90 Tagen, gerechnet vom
Tage des Bescheides, eine gültige Schuldverschrei-
bung auszustellen, die mit einer anderen Stück-
nummer versehen ist und in jeder Hinsicht der
dem Antragsteller entzogenen Obligation ent-
spricht; der zweite Antrag ist jedoch abzuweisen,
insoweit der Anleiheschuldner Zahlungen gemäß
den jeweils geltenden Bestimmungen geleistet hat
und diese vom Anleihegläubiger in Empfang
genommen wurden.

4. Weder die Begebung von Schuldverschrei-
bungen der Reichsanleihe 1938, II. Ausgabe, im
Wege des Umtausches gemäß dem Entschädi-
gungsangebot der deutschen Reichsregierung vom
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25. Oktober 1938 an Eigentümer österreichischer
Schuldverschreibungen noch die Begebung von
Reichsmarkobligationen von österreichischen Un-
ternehmungen oder Gebietskörperschaften zwecks
Umtausch gegen Dollar-Obligationen in der Zeit
vom 8. März 1938 bis 8. April 1945 wird für
Zwecke dieses Artikels als Entziehung der Obli-
gation zu Lasten des früheren Eigentümers im
Sinne der österreichischen Rückstellungsgesetze
betrachtet, es sei denn, daß der Umtausch durch
unmittelbaren Zwang gegenüber dem früheren
Eigentümer herbeigeführt worden ist.

Artikel XII

1. Um sicherzustellen, daß Inhaber der in An-
lage A aufgezählten Obligationen sowie auch
frühere Inhaber solcher Wertpapiere oder deren
Rechtsnachfolger rechtzeitig und entsprechend
davon in Kenntnis gesetzt werden, welche Schritte
sie zwecks Feststellung ihrer Rechte gemäß diesem
Abkommen vorzunehmen haben, hat die öster-
reichische Regierung die Veröffentlichung einer
entsprechenden. Verlautbarung zu veranlassen.
Diese Verlautbarung hat den Namen des Schuld-
ners, des Treuhänders oder Fiskalagenten sowie
eine Beschreibung der Emission jeder der in An-
lage A genannten Obligationsanleihen zu ent-
halten. Auch hat die Verlautbarung darauf hin-
zuweisen, daß gewisse Obligationen der aufge-
zählten Anleihen ungültig erklärt worden sind,
entweder kraft der Verfügungen österreichischer
Gerichte in diesbezüglich eingeleiteten Verfahren
oder auf Grund österreichischer Gesetzesvor-
schriften. In der Verlautbarung ist bekanntzu-
geben, von welchen Stellen genaue Auskünfte
über die Stücknummern der auf diese Weise für
ungültig erklärten Obligationen eingeholt werden
können, weiterhin eine Anleitung zum Ver-
fahren, wonach die Inhaber solcher Obligationen
und die früheren Inhaber oder deren Rechtsnach-
folger eine Feststellung ihrer Rechte und gege-
benenfalls die Ausfolgung von gültigen Obliga-
tionen bewirken können, und schließlich eine
Angabe über die Frist, innerhalb welcher die An-
tragsteller zu verfahren haben. Ehe die Verlaut-
barung veröffentlicht werden kann, bedürfen
deren Inhalt, Umfang und äußerliche Form nach
Paragraph 2 dieses Artikels der Genehmigung der
Regierung der Vereinigten Staaten.

2. Die Veröffentlichung der Verlautbarung hat
innerhalb eines Monats nach dem Inkrafttreten
dieses Abkommens gleichzeitig in mindestens
15 Zeitungen oder Finanz-Zeitschriften in den
Vereinigten Staaten und 5 Zeitungen oder
Finanz-Zeitschriften in Europa zu erfolgen. Die
Auswahl dieser Zeitungen oder Finanz-Zeit-
schriften untersteht der Genehmigung der Regie-
rung der Vereinigten Staaten. Die Veröffent-
lichung der Verlautbarung hat innerhalb eines
Zeitraumes von 90 Tagen an drei verschiedenen
Tagen zu erfolgen.
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3. Die Verlautbarung ist nochmals an drei ver-
schiedenen Tagen in drei in den Vereinigten
Staaten allgemein verbreiteten Zeitungen oder
Finanz-Zeitschriften zu veröffentlichen, die letzt-
malige Veröffentlichung spätestens einen Monat
vor Ablauf der im Artikel II, Paragraph 1, und
Artikel XI, Paragraph 1, vorgesehenen andert-
halbjährigen Frist.

Artikel XIII

1. Die österreichische Regierung erklärt sich
einverstanden, die Gesamtkosten der Durchfüh-
rung des in diesem Abkommen festgesetzten Ver-
fahrens zur Feststellung der Rechte der Inhaber
von in Anlage A aufgezählten Obligationen zu
tragen, insbesondere darunter (jedoch ohne die
Grundsätzlichkeit der obigen Bestimmung ein-
zuschränken)

a) die Kosten der Verlautbarung gemäß Ar-
tikel XII, einschließlich der Druckkosten
und der Kosten einer weitgehenden Ver-
breitung der Listen der betreffenden Obli-
gationen;

b) die Bezüge der Mitglieder und des Vor-
sitzenden des Schiedsgerichtes, gemäß dem
Übereinkommen der beiden Regierungen;

c) die. Büromiete, die Gehälter der Ange-
stellten und sonstige notwendige Auslagen
des Schiedsgerichtes.

2. Die österreichische Regierung verpflichtet
sich, jedem Inhaber einer der in Anlage A auf-
gezählten Obligationen, dessen Anrecht auf eine
gültige Schuldverschreibung kraft eines im Ar-
tikel II oder Artikel VIII festgesetzten Verfah-
rens anerkannt worden ist, zur Deckung der Pro-
zeßkosten und sonstiger Auslagen einen Betrag
in Höhe von 10 v. H. des Nennwertes der Obli-
gation zu vergüten.

3. Die österreichische Regierung übernimmt es,
die zur Begleichung ihrer in diesem Artikel nie-
dergelegten Verpflichtungen erforderlichen Dol-
lardevisen zum jeweiligen Fälligkeitstermin für
Zwecke der Überweisung bereitzustellen.

4. Die österreichische Regierung stimmt zu, daß
die Interessenten auf ihr an die Österreichische
Botschaft in Washington, D. C., oder an das
Österreichische Generalkonsulat in New York,
New York, gerichtetes Verlangen Auskünfte über
die in Anlage A aufgezählten Obligationen, ein-
schließlich ihrer einzelnen Stücknummern, er-
halten werden.

Artikel XIV

1. Die in diesem Abkommen gebrauchten Aus-
drücke „Obligationen" („Schuldverschreibungen",
„Wertpapiere") sind so zu verstehen, daß sie den
dazugehörigen Zinsschein oder die dazugehörigen
Zinsscheine mit einschließen.
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2. Der Ausdruck „Partei" ist in diesem Ab-
kommen so zu verstehen, daß er die hinsichtlich
dieser Obligationen in Betracht kommenden An-
leiheschuldner, Treuhänder, Zahlstellen oder
Fiskalagenten sowie jede Partei, die entweder
eine der in Anlage A aufgezählten Obligationen
besitzt oder der eventuell Verpflichtungen aus
solchen Obligationen erwachsen, einschließt.

Artikel XV

Die österreichische Regierung erklärt sich be-
reit, falls von der Regierung der Vereinigten
Staaten Einwendungen erhoben werden, daß die
Durchführung dieses Abkommens dazu geeignet
erscheint, den Vereinigten Staaten, ihren Staats-
angehörigen oder den Staatsangehörigen anderer
Länder unbillige Härten aufzuerlegen, oder sich
sonst als unbrauchbar und undurchführbar er-
weist, Maßnahmen zu treffen, um diese Härten
zu beseitigen oder das Vorhaben brauchbar und
durchführbar zu gestalten. Insbesondere und
ohne die Grundsätzlichkeit des oben Gesagten
einzuschränken, ist die im Artikel II, Paragraph 1,
und die im Artikel XI, Paragraph 1, vorgesehene
Frist von anderthalb Jahren zu verlängern, wenn
dies die Regierung der Vereinigten Staaten noch
vor Ablauf der anderthalbjährigen Frist bean-
tragt.

Artikel XVI

1. Das vorliegende Abkommen ist zu ratifi-
zieren, und der Austausch der Ratifikations-
urkunden soll alsbald in Wien erfolgen.

2. Das Abkommen tritt am Tage des Aus-
tausches der Ratifikationsurkunden in Kraft.

ZU URKUND DESSEN haben die unterfer-
tigten, von ihren Regierungen hiezu ordnungs-
gemäß bevollmächtigten Vertreter dieses Abkom-
men unterzeichnet.

GESCHEHEN zu Washington, am einund-
zwanzigsten Tage des Monats November 1956
in zweifacher Ausfertigung je in deutscher und
englischer Sprache, wobei beide Texte gleich maß-
gebend sind.

Für die Republik Österreich:

Leopold Figl m. p.

Für die Vereinigten Staaten von Amerika:

Herbert Hoover Jun. m. p.
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Anhang A
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PROTOKOLL
Anläßlich der Unterzeichnung des Abkommens

zwischen der Republik Österreich und den Ver-
einigten Staaten von Amerika, betreffend be-
stimmte auf Dollar lautende österreichische Obli-
gationen, sind die unterzeichneten, von ihren
Regierungen hiezu ordnungsgemäß bevollmäch-
tigten Vertreter hinsichtlich der Auslegung des
genannten Abkommens übereingekommen wie
folgt:

1. Unter den in Artikel II, Paragraph 2 b), und
in Artikel VII, Paragraph 1 b), genannten, von
der Regierung des Deutschen Reiches beauftragten
Stellen sind insbesondere die im zweiten Absatz
der Präambel genannten Körperschaften zu ver-
stehen.

2. Als Partei im Sinne des Artikels VI, Para-
graph 1, ist die Bundesrepublik Deutschland zu
verstehen, wenn und soweit sie für Fälligkeiten
der unterbreiteten Schuldverschreibungen auf
Grund des am 27. Februar 1953 in London unter-
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zeichneten Abkommens über deutsche Auslands-
schulden Zahlungsverpflichtungen übernommen
hat.

3. Die Hingabe von Schuldverschreibungen der
Reichsanleihe 1938, II. Ausgabe, im Wege des
Umtausches gemäß dem Entschädigungsangebot
der deutschen Reichsregierung an Inhaber öster-
reichischer Schuldverschreibungen vom 25. Ok-
tober 1938 im Sinne des Artikels XI gilt nicht
als Entziehung im Sinne der österreichischen
Rückstellungsgesetze, es sei denn, daß der Um-
tausch durch unmittelbaren Zwang gegenüber
dem früheren Eigentümer herbeigeführt worden
ist.

4. Die im Artikel XV vorbehaltenen Maßnah-
men — ausgenommen die im zweiten Satz vor-
behaltene Fristverlängerung — bedürfen des Ein-
verständnisses der deutschen Bundesregierung,
insoweit diese Maßnahmen Verpflichtungen der
Bundesrepublik Deutschland berühren.

Dieses Protokoll stellt einen integrierenden
Bestandteil des Abkommens, auf das es sich be-
zieht, dar und wird zusammen mit diesem Ab-
kommen ratifiziert werden.

ZU URKUND DESSEN haben die unterfer-
tigten, von ihren Regierungen hiezu ordnungs-
gemäß bevollmächtigten Vertreter dieses Proto-
koll unterzeichnet.

GESCHEHEN 2u Washington, am einund-
zwanzigsten Tage des Monats November 1956,
in zweifacher Ausfertigung je in deutscher und
englischer Sprache, wobei beide Texte gleich maß-
gebend sind.

Für die Republik Österreich:
Leopold Figl m. p.

Für die Vereinigten Staaten von Amerika:
Herbert Hoover Jr. m. p.

die verfassungsmäßige Genehmigung des Nationalrates erhalten hat, erklärt der Bundespräsident
dieses Abkommen für ratifiziert und verspricht im Namen der Republik Österreich die gewissen-
hafte Erfüllung der darin enthaltenen Bestimmungen.

Zu Urkund dessen ist die vorliegende Ratifikationsurkunde vom Bundespräsidenten unter-
zeichnet, vom Bundeskanzler, vom Bundesminister für Finanzen und vom Bundesminister für die
Auswärtigen Angelegenheiten gegengezeichnet und mit dem Staatssiegel der Republik Österreich
versehen worden.

Geschehen zu Wien, den 21. August 1957.

Der Bundespräsident:
Schärf

Der Bundeskanzler:
Raab

Der Bundesminister für Finanzen:
Kamitz

Der Bundesminister für die Auswärtigen Angelegenheiten:
Figl

Da der Austausch der Ratifikationsurkunden am 11. September 1957 vorgenommen wurde,
ist das Abkommen gemäß seinem Artikel XVI am 11. September 1957 in Kraft getreten.

Raab
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216.

Nachdem die am 26. Oktober 1956 am Sitz der Vereinten Nationen in New York beschlos-
senen Statuten der Internationalen Atomenergiebehörde, welche also lauten:

(Übersetzung.)

STATUTEN DER INTER-
NATIONALEN ATOM-

ENERGIEBEHÖRDE

ARTIKEL I

Errichtung der Behörde

Die vertragschließenden Par-
teien errichten eine Internatio-
nale Atomenergiebehörde (im
folgenden „die Behörde" ge-
nannt), entsprechend den tiefer-
stehend angeführten Bedingun-
gen und Bestimmungen.

ARTIKEL II

Ziele

Ziel der Behörde ist es, den
Beitrag der Atomenergie zum
Frieden, zur Gesundheit und
zum Wohlstand auf der gan-
zen Welt rascher und in größe-
rem Ausmaße wirksam werden
zu lassen. Sie stellt soweit als
möglich sicher, daß die von ihr
oder über ihr Ersuchen oder
unter ihrer Überwachung oder
Kontrolle geleistete Hilfe nicht
zur Förderung militärischer
Zwecke verwendet wird.

ARTIKEL III

Aufgaben

A. Die Behörde hat folgende
Befugnisse:

1. die Entwicklung und prak-
tische Anwendung der Atom-
energie für friedliche Zwecke
sowie die Forschung auf diesem
Gebiet in der ganzen Welt zu
fördern und zu unterstützen;
über Ersuchen zwischen ihren
Mitgliedern die Erbringung von
Dienstleistungen bzw. die Lie-
ferung von Material, Ausrüstun-
gen und Einrichtungen zu ver-
mitteln; sowie alle Tätigkeiten
auszuüben oder Dienstleistungen
zu erbringen, die die Entwick-
lung oder praktische Anwen-
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dung der Atomenergie für fried-
liche Zwecke oder die Forschung
auf diesem Gebiet fördern;

2. gemäß den vorliegenden
Statuten für die Bereitstellung
von Materialien, Dienstleistun-
gen, Ausrüstungen und Einrich-
tungen Vorsorge zu treffen, um
den Erfordernissen der For-
schung auf dem Gebiet der
Atomenergie, ihrer Entwicklung
und praktischen Anwendung für
friedliche Zwecke einschließlich
der Erzeugung von elektrischer
Energie unter gebührender Be-
rücksichtigung der Bedürfnisse
der unterentwickelten Gebiete
der Welt zu entsprechen;

3. den Austausch von wissen-
schaftlichem und technischem
Informationsmaterial über die
Verwendung der Atomenergie
für friedliche Zwecke zu för-
dern;

4. den Austausch und die
Ausbildung von Wissenschaft-
lern und Fachleuten auf dem
Gebiet einer friedlichen Ver-
wendung der Atomenergie zu
fördern;

5. Sicherheitskontrollen vor-
zusehen und durchzuführen, die
zu gewährleisten bestimmt sind,
daß besonderes spaltbares Mate-
rial und sonstige Materialien,
Dienstleistungen, Ausrüstungen,
Einrichtungen und Informatio-
nen, die von der Behörde über
ihr Ersuchen oder unter ihrer
Aufsicht oder Kontrolle verfüg-
bar gemacht werden, nicht für
militärische Zwecke verwendet
werden; und über Ersuchen der
vertragschließenden Parteien Si-
cherheitskontrollen auf jede bi-
laterale oder multilaterale Ver-
einbarung oder über Ersuchen
eines Staates auf jede Tätigkeit
dieses Staates auf dem Gebiet der
Atomenergie in Anwendung zu
bringen;

6. Nach Beratung und gegebe-
nenfalls in Zusammenarbeit mit
den zuständigen Organen der
Vereinten Nationen und den in
Frage kommenden Spezialorga-
nisationen Normen zum Schutz
der Gesundheit und zur Vermin-
derung der Gefahren für Leben
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und Eigentum auf ein Mindest-
maß (einschließlich solcher Nor-
men für die Arbeitsbedingun-
gen) aufzustellen oder zu be-
schließen und für die Anwen-
dung dieser Normen bei
ihrer eigenen Tätigkeit so-
wie bei Tätigkeiten zu sor-
gen, bei denen Materialien,
Dienstleistungen, Ausrüstungen
und Einrichtungen und Infor-
mationen verwendet werden,
die von der Behörde bzw. über
ihr Ersuchen oder unter der
Aufsicht oder Kontrolle der Be-
hörde verfügbar gemacht wer-
den; und über Ersuchen der ver-
tragschließenden Parteien für
die Anwendung dieser Normen
auf die Tätigkeiten im Rahmen
einer bilateralen oder multilate-
ralen Vereinbarung oder über
Ersuchen eines Staates auf eine
Tätigkeit dieses Staates auf dem
Gebiet der Atomenergie zu sor-
gen;

7. Einrichtungen, Anlagen und
Ausrüstungen, die der Durch-
führung der ihr übertragenen
Aufgaben dienen, zu erwerben
oder zu errichten, wenn die ihr
anderweitig in dem betreffen-
den Gebiet zur Verfügung ste-
henden Einrichtungen, Anlagen
und Ausrüstungen unzureichend
oder nur zu ihr unbefriedigend
erscheinenden Bedingungen ver-
fügbar sind.

B. Bei der Durchführung ihrer
Aufgaben:

1. übt die Behörde ihre Tätig-
keit gemäß den Zielen und
Grundsätzen der Vereinten Na-
tionen zur Förderung des Frie-
dens und der internationalen
Zusammenarbeit und in Über-
einstimmung mit deren Bestre-
bungen zur Förderung einer
kontrollierten, die ganze Welt
umfassenden Abrüstung sowie
in Übereinstimmung mit allen
in Verfolg dieser Bestrebungen
abgeschlossenen internationalen
Abkommen aus;

2. richtet die Behörde eine
Kontrolle der Verwendung des
ihr übergebenen besonderen
spaltbaren Materials ein, um die
ausschließliche Verwendung die-
ses Materials für friedliche
Zwecke zu gewährleisten;
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3. teilt die Behörde ihre Hilfs-
mittel in einer Weise zu, daß
eine wirksame Verwendung und
ein möglichst großer allgemeiner
Nutzen in allen Gebieten der
Erde erzielt werden, wobei den
besonderen Bedürfnissen der
unterentwickelten Gebiete der
Erde Rechnung zu tragen ist;

4. legt die Behörde alljährlich
der Generalversammlung der
Vereinten Nationen und gege-
benenfalls dem Sicherheitsrat Be-
richte über ihre Tätigkeit vor:
falls sich in Zusammenhang mit
der Tätigkeit der Behörde Fra-
gen ergeben sollten, die in die
Zuständigkeit des Sicherheits-
rates fallen, so notifiziert die
Behörde dies dem Sicherheits-
rat als dem Organ, das die
Hauptverantwortung für die
Aufrechterhaltung des Weltfrie-
dens und der internationalen
Sicherheit trägt, und kann
außerdem die ihr auf Grund der
vorliegenden Statuten zustehen-
den Maßnahmen, einschließlich
der in Artikel XII, lit. C, ange-
führten, ergreifen;

5. legt die Behörde dem Wirt-
schafts- und Sozialrat und ande-
ren Organen der Vereinten Na-
tionen Berichte über Angelegen-
heiten vor, die in die Zuständig-
keit dieser Organe fallen.

C. Bei der Durchführung ihrer
Aufgaben darf die Behörde die
Unterstützung, die sie ihren
Mitgliedern gewährt, nicht von
irgendwelchen politischen, wirt-
schaftlichen, militärischen oder
sonstigen Bedingungen abhän-
gig machen, die mit den Bestim-
mungen der vorliegenden Statu-
ten nicht vereinbar sind.

D. Vorbehaltlich der Bestim-
mungen der vorliegenden Sta-
tuten und der Bestimmungen.
von zwischen einem Staat oder
einer Staatengruppe und der
Behörde abgeschlossenen Ab-
kommen, die mit den Bestim-
mungen der Statuten in Ein-
klang stehen müssen, übt die
Behörde ihre Tätigkeit unter
gebührender Beachtung der
Souveränitätsrechte der Staaten
aus.
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ARTIKEL IV

Mitglieder

A. Die Gründungsmitglieder
der Behörde sind jene Mitglied-
staaten der Vereinten Nationen
oder irgendeiner ihrer Spezial-
organisationen, die die vorlie-
genden Statuten innerhalb von
90 Tagen, nachdem sie zur
Unterzeichnung aufgelegt wor-
den sind, unterzeichnet und in
der Folge eine Ratifikationsur-
kunde hinterlegt haben.

B. Sonstige Mitglieder der Be-
hörde sind jene Staaten, die, ob
sie nun Mitglieder der Ver-
einten Nationen oder einer Spe-
zialorganisation sind oder nicht,
eine Urkunde über die An-
nahme der vorliegenden Statu-
ten hinterlegen, nachdem ihre
Mitgliedschaft von der General-
konferenz über Empfehlung des
Gouverneursrates angenommen
wurde. Bei der Empfehlung und
Genehmigung der Mitgliedschaft
eines Staates stellen der Gouver-
neursrat und die Generalkonfe-
renz fest, ob der Staat imstande
und bereit ist, die Pflichten eines
Mitgliedes der Behörde zu er-
füllen, wobei seine Fähigkeit
und Bereitschaft, in Überein-
stimmung mit den Zielsetzun-
gen und Grundsätzen der
Satzung der Vereinten Natio-
nen zu handeln, gebührend zu
berücksichtigen sind.

C. Die Behörde beruht auf
dem Grundsatz der souveränen
Gleichheit aller ihrer Mitglie-
der; um allen von ihnen die
sich aus der Mitgliedschaft er-
gebenden Rechte und Vorteile
zu sichern, ist jedes Mitglied ge-
halten, die von ihm gemäß den
vorliegenden Statuten übernom-
menen Verpflichtungen in
gutem Glauben zu erfüllen.

ARTIKEL V

Generalkonferenz

A. Eine aus Vertretern aller
Mitglieder bestehende General-
konferenz tritt zu einer all-
jährlich stattfindenden ordent-
lichen Tagung sowie zu Sonder-
tagungen zusammen, die gege-
benenfalls vom Generaldirektor
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über Ersuchen des Gouverneurs-
rates oder einer Mehrheit der
Mitglieder einberufen werden.
Die Tagungen finden, sofern
von der Generalkonferenz
nichts anderes bestimmt wird,
am Sitz der Behörde statt.

B. Auf diesen Tagungen ist
jedes Mitglied durch einen De-
legierten vertreten, der von
Stellvertretern und Beratern be-
gleitet sein kann. Die Kosten
der Teilnahme einer Delegation
werden von dem betreffenden
Mitglied getragen.

C. Die Generalkonferenz
wählt zu Beginn jeder Tagung
einen Präsidenten sowie alle son-
stigen erforderlichen Funktio-
näre, die für die Dauer der
Tagung im Amt bleiben. Vor-
behaltlich der Bestimmungen der
vorliegenden Statuten bestimmt
die Generalkonferenz ihre Ge-
schäftsordnung selbst. Jedes Mit-
glied hat eine Stimme. Be-
schlüsse gemäß Artikel XIV, lit.
H, Artikel XVIII, lit. C, und
Artikel XIX, lit. B, werden mit
Zweidrittelmehrheit der anwe-
senden und abstimmenden Mit-
glieder gefaßt. Beschlüsse über
sonstige Fragen, einschließlich
der Festlegung zusätzlicher Fra-
gen oder Fragenkomplexe, über
die eine Beschlußfassung mit
Zweidrittelmehrheit zu erfolgen
hat, werden mit einer Mehrheit
der anwesenden und abstim-
menden Mitglieder gefaßt. Eine
Mehrheit von Mitgliedern ist
beschlußfähig.

D. Die Generalkonferenz kann
alle Fragen oder Angelegenhei-
ten, die in den Bereich der vor-
liegenden Statuten fallen oder
sich auf die Befugnisse und
Funktionen von in diesen Statu-
ten vorgesehenen Organen be-
ziehen, erörtern und kann über
diese Fragen oder Angelegenhei-
ten Empfehlungen an die Mit-
glieder der Behörde oder an den
Gouverneursrat oder an beide
richten.

E. Die Generalkonferenz:

1. wählt die Mitglieder des
Gouverneursrates gemäß Arti-
kel VI;
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2. genehmigt die Mitglied-
schaft von Staaten gemäß Ar-
tikel IV;

3. entzieht einem Mitglied
vorübergehend die ihm aus der
Mitgliedschaft zustehenden Pri-
vilegien und Rechte gemäß Ar-
tikel XIX;

4. prüft den Jahresbericht des
Gouverneursrates;

5. genehmigt gemäß Arti-
kel XIV das vom Gouverneurs-
rat empfohlene Budget der Be-
hörde oder verweist es mit
Empfehlungen, die das Budget
als Ganzes oder einzelne Teile
desselben betreffen, an den Gou-
verneursrat zur neuerlichen Vor-
lage an die Generalkonferenz
zurück;

6. genehmigt die Berichte,
welche auf Grund des Abkom-
mens über die Beziehungen zwi-
schen der Behörde und den Ver-
einten Nationen den Vereinten
Nationen vorzulegen sind
— ausgenommen die in lit. C
des Artikels XII erwähnten Be-
richte — oder verweist sie an
den Gouverneursrat mit ihren
Empfehlungen zurück;

7. genehmigt alle Abkom-
men zwischen der Behörde und
den Vereinten Nationen oder
anderen Organisationen gemäß
Artikel XVI oder verweist sie
mit eigenen Empfehlungen an
den Gouverneursrat zur neuer-
lichen Vorlage an die General-
konferenz zurück;

8. genehmigt Vorschriften und
Beschränkungen hinsichtlich der
Befugnisse für die Aufnahme
von Geldmitteln durch den
Gouverneursrat gemäß lit. G
des Artikels XIV; genehmigt
Vorschriften bezüglich der Ent-
gegennahme freiwilliger Beiträge
durch die Behörde; und erteilt
gemäß Artikel XIV, lit F, ihre
Genehmigung dafür, wie der in
dem genannten Absatz erwähnte
allgemeine Fonds verwendet
werden darf;

9. genehmigt Abänderungen
der vorliegenden Statuten ge-
mäß lit. C des Artikels XVIII;
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10. genehmigt die Bestellung
des Generaldirektors gemäß Ar-
tikel VII, lit. A.

F. Die Generalkonferenz ist
befugt:

1. Beschlüsse über alle Angele-
genheiten zu fassen, die aus-
drücklich zu diesem Zweck vom
Gouverneursrat an die General-
konferenz verwiesen werden;

2. dem Gouverneursrat die
Behandlung bestimmter Angele-
genheiten vorzuschlagen und
vom Gouverneursrat Berichte
über alle zum Aufgabenbereich
der Behörde gehörenden Angele-
genheiten anzufordern.

ARTIKEL VI

Rat der Gouverneure

A. Der Gouverneursrat setzt
sich wie folgt zusammen:

1. Der Gouverneursrat, dessen
Funktionsperiode abgelaufen ist
(bzw. die im Anhang 1 genannte
Vorbereitende Kommission in
bezug auf den ersten Gouver-
neursrat), bestellt als Mitglieder
des Gouverneursrates die fünf
Mitglieder, die in der Technik
der Atomenergie einschließlich
der Erzeugung von Ausgangs-
material am weitesten fortge-
schritten sind, sowie das in der
Technik der Atomenergie ein-
schließlich der Erzeugung von
Ausgangsmaterial am weitesten
fortgeschrittene Mitglied aus je-
dem der folgenden, nicht bereits
durch eines der vorgenannten
fünf Mitglieder vertretenen Ge-
biete:

(1) Nordamerika;
(2) Lateinamerika;
(3) Westeuropa;
(4) Osteuropa;
(5) Afrika und Mittlerer

Osten;
(6) Südasien;
(7) Südostasien und Pazifik;

(8) Ferner Osten.

2. Der Gouverneursrat, dessen
Funktionsperiode abgelaufen ist
(bzw. die im Anhang 1 genannte
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Vorbereitende Kommission in
bezug auf den ersten Gouver-
neursrat), bestellt als Mitglieder
des Gouverneursrates zwei Mit-
glieder aus der Reihe der folgen-
den sonstigen Erzeuger von
Ausgangsmaterial: Belgien, Po-
len, Portugal und Tschechoslo-
wakei; er bestellt ferner ein wei-
teres Mitglied zur Leistung tech-
nischer Hilfe. Ein zu dieser
Gruppe gehörendes Mitglied des
Gouverneursrates kann für das
folgende Jahr nicht wieder in
die gleiche Gruppe berufen wer-
den.

3. Die Generalkonferenz
wählt zehn Mitglieder zu Mit-
gliedern des Gouverneursrates,
wobei sie gebührend darauf ach-
tet, daß im gesamten Gouver-
neursrat die Mitglieder aus den
in lit. A Ziffer 1 dieses Artikels
angeführten Gebieten angemes-
sen vertreten sind, so daß der
Gouverneursrat stets einen Ver-
treter jedes dieser Gebiete mit
Ausnahme Nordamerikas ent-
hält. Abgesehen von den gemäß
lit. D dieses Artikels für eine
Funktionsperiode von einem
Jahr gewählten fünf Mitgliedern,
kann ein zu dieser Gruppe ge-
hörendes Mitglied nach Ablauf
seiner Funktionsperiode in der-
selben Gruppe für die folgende
Funktionsperiode nicht wieder-
gewählt werden.

B. Die in lit. A Ziffer 1 und 2
des vorliegenden Artikels vor-
gesehenen Bestellungen werden
spätestens 60 Tage vor jeder
ordentlichen Jahrestagung der
Generalkonferenz vorgenom-
men. Die in lit. A Ziffer 3 des
vorliegenden Artikels vorgese-
hene Wahl findet bei der ordent-
lichen Jahrestagung der Gene-
ralkonferenz statt.

C. Die Funktionsperiode der
gemäß lit. A Ziffer 1 und 2 des
vorliegenden Artikels im Gou-
verneursrat vertretenen Mit-
glieder läuft vom Ende der or-
dentlichen Jahrestagung der Ge-
neralkonferenz, anläßlich deren
sie bestellt wurden, bis zum
Ende der folgenden ordentlichen
Jahrestagung der Generalkon-
ferenz.
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D. Die Funktionsperiode der
gemäß lit. A Ziffer 3 des vorlie-
genden Artikels im Gouver-
neursrat vertretenen Mitglieder
läuft vom Ende der ordentlichen
Jahrestagung der Generalkon-
ferenz, bei der sie gewählt
werden, bis zum Ende der
zweiten auf ihre Wahl folgen-
den Jahrestagung der General-
konferenz. Bei der Wahl der
Mitglieder für den ersten Gou-
verneursrat sind jedoch fünf
für den Zeitraum eines Jahres
zu wählen.

E. Jedes Mitglied des Gouver-
neursrates hat eine Stimme. Be-
schlüsse über die Höhe des Bud-
gets der Behörde werden, wie
in Artikel XIV, lit. H, vorge-
sehen, von einer Zweidrittel-
mehrheit der Anwesenden und
Abstimmenden gefaßt. Be-
schlüsse über sonstige Fragen,
einschließlich der Festlegung zu-
sätzlicher Fragen oder Fragen-
komplexe, über die eine Be-
schlußfassung mit Zweidrittel-
mehrheit zu erfolgen hat, wer-
den mit einer Mehrheit der An-
wesenden und Abstimmenden
gefaßt. Eine Mehrheit von zwei
Drittel aller Mitglieder des
Gouverneursrates ist beschluß-
fähig.

F. Der Gouverneursrat ist be-
befugt, gemäß den vorliegenden
Statuten und vorbehaltlich
seiner darin vorgesehenen Ver-
antwortlichkeit gegenüber der
Generalkonferenz die Funktio-
nen der Behörde auszuüben.

G. Der Gouverneursrat tritt
zu den von ihm bestimmten
Zeitpunkten zusammen. Sofern
nichts anderes vom Gouver-
neursrat bestimmt wird, finden
die Tagungen am Sitz der Be-
hörde statt.

H. Der Gouverneursrat wählt
aus der Reihe seiner Mitglieder
einen Vorsitzenden und andere
Funktionäre und setzt seine
Geschäftsordnung unter Ein-
haltung der Bestimmungen der
vorliegenden Statuten selbst fest.

I. Der Gouverneursrat kann
die Komitees einsetzen, die er
für zweckmäßig hält. Er kann
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Personen bestimmen, die ihn
gegenüber anderen Organisa-
tionen vertreten.

J. Der Gouverneursrat berei-
tet für die Generalkonferenz
einen Jahresbericht über die
Agenden der Behörde sowie über
alle von der Behörde genehmig-
ten Projekte vor. Der Gouver-
neursrat bereitet ferner alle Be-
richte zur Vorlage an die Ge-
neralkonferenz vor, die die Be-
hörde den Vereinten Nationen
oder irgendeiner anderen Or-
ganisation, deren Tätigkeit mit
derjenigen der Behörde zusam-
menhängt, vorzulegen hat bzw.
deren Vorlage gegebenenfalls
von ihr verlangt wird. Diese
Berichte sind zusammen mit den
Jahresberichten den Mitgliedern
der Behörde spätestens einen
Monat vor der ordentlichen
Jahrestagung der Generalkon-
ferenz vorzulegen.

ARTIKEL VII

Personal

A. An der Spitze des Personals
der Behörde steht ein General-
direktor. Der Generaldirektor
wird vom Gouverneursrat mit
Zustimmung der Generalkon-
ferenz für einen Zeitraum von
vier Jahren bestellt. Er ist der
höchste Verwaltungsbeamte der
Behörde.

B. Der Generaldirektor ist für
die Einstellung, organisatorische
Einteilung und Tätigkeit des
Personals verantwortlich und
untersteht den Weisungen und
der Kontrolle des Gouverneurs-
rates. Er erfüllt seine Aufgabe
gemäß den vom Gouverneurs-
rat genehmigten Vorschriften.

C. Das Personal umfaßt die
für die Verwirklichung der Ziele
und die Durchführung der Auf-
gaben der Behörde erforder-
lichen geeigneten wissenschaft-
lichen und technischen sowie
sonstigen Kräfte. Hiebei gilt als
Richtlinie, daß das ständige Per-
sonal der Behörde auf ein Mini-
mum beschränkt bleiben soll.
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D. Bei der Auswahl und der
Einstellung des Personalstabes
und bei der Festlegung der
Dienstverhältnisse gilt als ober-
ster Grundsatz, Mitarbeiter zu
gewinnen, die hinsichtlich Lei-
stungsfähigkeit, fachlicher Eig-
nung und Charakter den höch-
sten Anforderungen entsprechen.
Unter Berücksichtigung dieses
Grundsatzes ist die Beitrags-
leistung der Mitglieder der Be-
hörde gebührend zu beachten
sowie die Tatsache zu berück-
sichtigen, daß die Auswahl des
Personals auf möglichst breiter
geographischer Basis erfolgt.

E. Die Bestimmungen und
Bedingungen, unter denen das
Personal eingestellt, entlohnt
und entlassen wird, haben den
vom Gouverneursrat festgeleg-
ten Vorschriften zu entsprechen,
vorbehaltlich der Bestimmungen
der vorliegenden Statuten und
der allgemeinen, von der Ge-
neralkonferenz über Empfeh-
lung des Gouverneursrateso ge-
nehmigten Richtlinien.

F. Bei der Durchführung ihrer
Aufgaben dürfen der General-
direktor und das Personal von
keiner Stelle außerhalb der Be-
hörde irgendwelche Weisungen
erbitten oder entgegennehmen.
Sie haben sich aller Handlungen
zu enthalten, die ihrer Stellung
als Beamte der Behörde abträg-
lich sein könnten; entsprechend
ihrer Verantwortlichkeit gegen-
über der Behörde dürfen sie
keinerlei Industriegeheimnisse
oder sonstige vertrauliche Infor-
mationen preisgeben, die ihnen
auf Grund ihrer Amtspflichten
im Dienste der Behörde zur
Kenntnis gelangen. Jedes Mit-
glied verpflichtet sich, den inter-
nationalen Charakter der dem
Generaldirektor und dem Per-
sonalstab obliegenden Aufgaben
zu achten und keinen Versuch
zu unternehmen, sie in der Er-
füllung ihrer Pflichten zu beein-
flussen.

G. Unter den Begriff „Per-
sonal" des vorliegenden Artikels
fallen auch Wachmannschaften.
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ARTIKEL VIII

Informationsaustausch

A. Jedes Mitglied soll die In-
formationen zur Verfügung
stellen, welche seiner Ansicht
nach für die Behörde von
Nutzen sind.

B. Jedes Mitglied stellt der
Behörde alle wissenschaftlichen
Informationen zur Verfügung,
die das Ergebnis der von der Be-
hörde gemäß Artikel XI ge-
leisteten Hilfe sind.

C. Die Behörde sammelt die
ihr gemäß lit. A und B des vor-
liegenden Artikels zugekomme-
nen Informationen und macht
sie ihren Mitgliedern in geeig-
neter Form zugänglich. Sie er-
greift selbst aktive Maßnahmen,
um den Austausch von Informa-
tionen, die das Wesen der Atom-
energie und ihre friedliche Ver-
wendung betreffen, unter ihren
Mitgliedern zu fördern, und
fungiert zu diesem Zweck als
vermittelnde Stelle zwischen
ihren Mitgliedern.

ARTIKEL IX

Beistellung von Material

A. Die Mitglieder können der
Behörde die von ihnen für
zweckdienlich erachteten Mengen
von besonderem spaltbarem Ma-
terial zu den mit der Behörde
einvernehmlich festgelegten Be-
dingungen zur Verfügung stel-
len. Dieses Material kann nach
dem Ermessen des Mitgliedes,
das das Material zur Verfügung
stellt, entweder von dem be-
treffenden Mitglied selbst oder
mit Zustimmung der Behörde
in deren Depots gelagert wer-
den.

B. Die Mitglieder können fer-
ner der Behörde Ausgangsmate-
rial im Sinne des Artikels XX
sowie anderes Material zur Ver-
fügung stellen. Der Gouver-
neursrat setzt die Mengen der-
artigen Materials fest, welche die
Behörde im Rahmen der im Ar-
tikel XIII vorgesehenen Abkom-
men übernimmt.

C. Jedes Mitglied gibt der Be-
hörde die Menge, Form und
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Zusammensetzung des besonde-
ren spaltbaren Materials, Aus-
gangsmaterials und anderen Ma-
terials bekannt, das es in Über-
einstimmung mit seinen Ge-
setzen sofort oder während eines
vom Gouverneursrat festgesetz-
ten Zeitraumes der Behörde zur
Verfügung zu stellen bereit ist.

D. Über Aufforderung der
Behörde liefert ein Mitglied von
dem von ihm zur Verfügung ge-
stellten Material unverzüglich
die von der Behörde festgesetz-
ten Mengen an ein anderes Mit-
glied oder eine Gruppe von Mit-
gliedern; es liefert ferner der
Behörde selbst unverzüglich jene
Mengen solchen Materials, die
tatsächlich für den Betrieb und
die wissenschaftliche Forschung
in den Einrichtungen der Behör-
de unbedingt erforderlich sind.

E. Die Menge, Form und Zu-
sammensetzung des von einem
Mitglied zur Verfügung gestell-
ten Materials kann jederzeit von
diesem mit Genehmigung des
Gouverneursrates geändert wer-
den.

F. Die erste Meldung gemäß
lit. C des vorliegenden Artikels
hat innerhalb von drei Monaten
nach Inkrafttreten der vor-
liegenden Statuten für das in
Betracht kommende Mitglied zu
erfolgen. Sofern kein gegentei-
liger Beschluß des Gouverneurs-
rates vorliegt, bleibt das erst-
mals zur Verfügung gestellte
Material für die Zeit des Kalen-
derjahres verfügbar, das auf das
Jahr folgt, in dem die vorliegen-
den Statuten für das betreffende
Mitglied in Kraft getreten sind.
Spätere Meldungen gelten, so-
fern keine gegenteiligen Be-
schlüsse des Gouverneursrates
vorliegen, gleichfalls für den
Zeitraum des auf die Meldung
folgenden Kalenderjahres und
haben bis spätestens 1. Novem-
ber jeden Jahres zu erfolgen.

G. Die Behörde bezeichnet
den Ort und die Art der Lie-
ferung sowie gegebenenfalls die
Form und die Zusammensetzung
des Materials, um dessen Liefe-
rung aus den Beständen, die ein



63. Stück — Ausgegeben am 15. Oktober 1957 — Nr. 216 1155

Mitglied laut Meldung an die
Behörde zur Verfügung zu stel-
len bereit ist, sie dieses Mitglied
ersucht. Die Behörde überprüft
ferner die Mengen des geliefer-
ten Materials und gibt diese
Mengen periodisch den Mit-
gliedern bekannt.

H. Die Behörde ist für die
Lagerung und die Sicherung des
in ihrem Besitz befindlichen Ma-
terials verantwortlich. Die Be-
hörde sorgt dafür, daß dieses
Material gegen (1) Witterungs-
einflüsse, (2) widerrechtliche
Entfernung oder bestimmungs-
widrige Verwendung, (3) Be-
schädigung oder Zerstörung ein-
schließlich Sabotage und (4) ge-
waltsame Wegnahme geschützt
ist. Bei der Lagerung des be-
sonderen spaltbaren Materials,
das sich in ihrem Besitz befindet,
sorgt die Behörde für eine der-
artige geographische Verteilung
dieses Materials, daß die Kon-
zentrierung großer Mengen sol-
chen Materials in einem einzel-
nen Land oder Gebiet der Erde
vermieden wird.

I. Sobald durchführbar und
soweit erforderlich, trifft die Be-
hörde folgende Veranlassungen:

1. Sie erstellt oder erwirbt
Anlagen, Ausrüstungen und Ein-
richtungen für die Übernahme,
Lagerung und Ausgabe von Ma-
terial;

2. sie richtet materielle. Sicher-
heitskontrollen ein;

3. sie stellt angemessene be-
triebliche Gesundheits- und Si-
cherheitsnormen auf;

4. sie errichtet oder erwirbt
Kontroilaboratorien für die Ana-
lyse und Prüfung des erhaltenen
Materials;

5. sie erstellt oder erwirbt
Wohn- und Verwaltungsgebäude
für das für vorgenannte Zwecke
erforderliche Personal.

J. Das gemäß dem vorliegen-
den Artikel zur Verfügung ge-
stellte Material wird so verwen-
det, wie es der Gouverneursrat
entsprechend den Bestimmungen
der vorliegenden Statuten ver-
fügt. Kein Mitglied hat das
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Recht, zu verlangen, daß das von
ihm der Behörde zur Verfügung
gestellte Material von der Be-
hörde gesondert aufbewahrt
wird, oder das bestimmte Pro-
jekt zu bezeichnen, für das es
zu verwenden ist.

ARTIKEL X

Dienstleistungen, Ausrüstungen
und Einrichtungen

Die Mitglieder können der
Behörde Dienstleistungen, Aus-
rüstungen und Einrichtungen
zur Verfügung stellen, die der
Behörde bei der Verwirklichung
ihrer Ziele und Durchführung
ihrer Aufgaben dienlich sein
können.

ARTIKEL XI

Projekte der Behörde

A. Jedes Mitglied der Behör-
de, das, bzw. jede Gruppe von
Mitgliedern, die ein Projekt für
die Erforschung oder Entwick-
lung oder praktische Anwen-
dung der Atomenergie für fried-
liche Zwecke aufstellen will,
kann die Behörde um Hilfe bei
der Beschaffung der dafür erfor-
derlichen besonderen spaltbaren
und sonstigen Materialien,
Dienstleistungen, Ausrüstungen
und Einrichtungen ersuchen.
Jedes derartige Ersuchen muß
von einer Darlegung des Zweckes
und des Umfanges des Projektes
begleitet sein und ist vom Gou-
verneursrat zu prüfen.

B. Über Ersuchen kann die
Behörde auch ein Mitglied oder
eine Gruppe von Mitgliedern
beim Abschluß von Verein-
barungen für die Beschaffung
der erforderlichen finanziellen
Fremdmittel zur Durchführung
derartiger Projekte unterstüt-
zen. Die Behörde ist bei Ge-
währung einer solchen Unter-
stützung nicht gehalten, irgend-
welche Garantien oder finan-
zielle Verpflichtungen für das
Projekt zu übernehmen.

C. Unter Berücksichtigung der
Wünsche des (der) das Ersuchen
stellenden Mitgliedes (Mitglie-
der) kann die Behörde die Lie-
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ferung der für das Projekt er-
forderlichen Materialien, Dienst-
leistungen, Ausrüstungen und
Einrichtungen durch ein oder
mehrere Mitglieder vermitteln
oder diese zum Teil oder zur
Gänze selbst beistellen.

D. Zur Prüfung des Er-
suchens kann die Behörde eine
oder mehrere hiefür geeignete
Personen zum Studium des Pro-
jektes in das Hoheitsgebiet des
Mitgliedes, das, bzw. der Mit-
gliedergruppe, die das Ersuchen
stellt, entsenden. Zu diesem
Zwecke kann die Behörde mit
Zustimmung des Mitgliedes, das,
bzw. der Mitgliedergruppe, die
das Ersuchen stellt, eigenes Per-
sonal verwenden oder hiefür
geeignete Staatsangehörige ir-
gendeines Mitgliedes bestellen.

E. Vor Genehmigung eines
Projektes gemäß dem vorliegen-
den Artikel zieht der Gouver-
neursrat gebührend in Betracht:

1. die Zweckmäßigkeit des
Projektes und seine Durchführ-
barkeit in technischer und wis-
senschaftlicher Hinsicht;

2. das Vorhandensein ent-
sprechender Pläne, ausreichender
Geldmittel sowie des geeigneten
technischen Personals, um eine
wirksame Durchführung des
Projektes zu gewährleisten;

3. das Vorhandensein von für
die Manipulation und Lagerung
des Materials und für die be-
trieblichen Einrichtungen an-
gemessenen Gesundheits- und
Sicherheitsnormen;

4. die Tatsache, daß das Mit-
glied, das, bzw. die Mitglieder-
gruppe, die das Ersuchen stellt,
nicht in der Lage ist, sich die
notwendigen Geldmittel, Ma-
terialien, Einrichtungen, Aus-
rüstungen und Dienstleistungen
zu beschaffen;

5. die gleichmäßige Verteilung
der der Behörde zur Verfügung
stehenden Materialien und son-
stigen Hilfsmittel;

6. die besonderen Bedürfnisse
der unterentwickelten Gebiete
der Welt; und
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7. alle sonstigen einschlägigen
Fragen.

F. Nach Genehmigung eines
Projektes hat die Behörde mit
dem Mitglied, das, bzw. mit der
Mitgliedergruppe, die das Pro-
jekt vorlegt, ein Abkommen zu
schließen, das folgendes regelt:

1. die Zuteilung des gegebe-
nenfalls erforderlichen beson-
deren spaltbaren Materials und
sonstigen Materials für das Pro-
jekt;

2. die Beförderung des beson-
deren spaltbaren Materials —
gleichgültig, ob es sich bei der
Behörde oder bei dem Mitglied
in Gewahrsam befindet, das die-
ses Material für die Verwendung
bei Projekten der Behörde zur
Verfügung stellt — vom jewei-
ligen Aufbewahrungsort zu dem
Mitglied, das, bzw. der Mitglie-
dergruppe, die das Projekt vor-
legt, und zwar zu Bedingungen,
welche die Sicherheit der erfor-
derlichen Sendung gewährleisten
und den anwendbaren, betrieb-
lichen Gesundheits- und Sicher-
heitsnormen entsprechen;

3. die Bedingungen und Be-
stimmungen einschließlich der
Kosten, zu denen Materialien,
Dienstleistungen, Ausrüstungen
und Einrichtungen von der Be-
hörde selbst beigestellt werden;
falls solche Materialien, Dienst-
leistungen, Ausrüstungen und
Einrichtungen von einem Mit-
glied beizustellen sind, sind die
Bedingungen und Bestimmungen
anzuführen, die zwischen letz-
terem und dem Mitglied, das,
bzw. der Mitgliedergruppe, die
das Projekt vorlegt, vereinbart
worden sind;

4. die Verpflichtung des Mit-
gliedes, das, bzw. der Mitglieder-
gruppe, die das Projekt vorlegt,
umfaßt (a) die zu leistende Hilfe
nicht zur Förderung militäri-
scher Zwecke zu verwenden und
(b) das Projekt den in Arti-
kel XII vorgesehenen Sicher-
heitskontrollen zu unterwerfen,
wobei die einschlägigen Sicher-
heitskontrollen in dem Abkom-
men anzuführen sind;

5. die Rechte und Interessen
der Behörde und des oder der
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beteiligten Mitglieder an irgend-
welchen Erfindungen oder Ent-
deckungen einschließlich der auf
diese erteilten Patente;

6. die Beilegung von Streitig-
keiten;

7. alle sonstigen einschlägigen
Fragen.

G. Die Bestimmungen des
vorliegenden Artikels gelten ge-
gebenenfalls auch für Ersuchen
um Materialien, Dienstleistun-
gen, Einrichtungen oder Aus-
rüstungen in Verbindung mit
einem bereits bestehenden Pro-
jekt.

ARTIKEL XII

Sicherheitskontrollen der
Behörde

A. Bei allen Projekten der
Behörde und sonstigen Verein-
barungen, bei denen die Behörde
von den betreffenden Parteien
gebeten wird, Sicherheitskon-
trollen anzuwenden, kommen
der Behörde folgende Rechte
und Pflichten in dem für das
Projekt oder die Vereinbarung
erforderlichen Ausmaß zu:

1. die Pläne von Spezialaus-
rüstungen und -einrichtungen
einschließlich Atomreaktoren zu
prüfen und lediglich vom Ge-
sichtspunkt aus zu genehmigen,
daß gewährleistet ist, daß die
Pläne keinem militärischen
Zweck dienen, den in Betracht
kommenden betrieblichen Ge-
sundheits- und Sicherheitsnor-
men entsprochen und die wirk-
same Anwendung der in diesem
Artikel vorgesehenen Sicher-
heitskontrollen ermöglicht wird;

2. die Beachtung der von der
Behörde vorgeschriebenen be-
trieblichen Gesundheits- und
Sicherheitsnormen zu verlan-
gen;

3. die Führung und Vorlage
von Betriebsaufzeichnungen zu
verlangen, um den Nachweis des
Ausgangsmaterials und beson-
deren spaltbaren Materials, das
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im Rahmen des Projektes oder
der Vereinbarung verwendet
oder erzeugt wird, gewährleisten
zu helfen;

4. Fortschrittsberichte zu ver-
langen und entgegenzunehmen;

5. die zu verwendenden Mittel
für die chemische Aufbereitung
bestrahlten Materials zu ge-
nehmigen, lediglich um sicherzu-
stellen, daß diese chemische Auf-
bereitung nicht zur Abzweigung
von Material für militärische
Zwecke benützt werden kann
und den anwendbaren betrieb-
lichen Gesundheits- und Sicher-
heitsnormen entspricht; zu ver-
langen, daß besonderes spalt-
bares Material, das wiederge-
wonnen wird oder als Neben-
produkt anfällt, unter fortdau-
ernder Anwendung der Sicher-
heitskontrollen der Behörde für
friedliche Zwecke, in der For-
schung oder für bereits beste-
hende oder im Bau befindliche
Reaktoren, die vor dem betref-
fenden Mitglied oder den be-
treffenden Mitgliedern näher
bezeichnet werden, Verwendung
findet; und die Deponierung bei
der Behörde aller Überschüsse
an besonderem spaltbarem Ma-
terial, das über den Bedarf für
die oben angeführten Zwecke
hinaus wiedergewonnen wird
oder als Nebenprodukt anfällt,
zu verlangen, um eine Auf-
speicherung von derartigem Ma-
terial zu verhindern, jedoch mit
der Bestimmung, daß das auf
diese Weise bei der Behörde
deponierte besondere spaltbare
Material in der Folge über Er-
suchen des betreffenden Mit-
gliedes oder der betreffenden
Mitglieder unverzüglich dem be-
treffenden Mitglied oder Mit-
gliedern zur Verwendung unter
den oben angegebenen Voraus-
setzungen zurückgegeben wird;

6. in das Hoheitsgebiet des
empfangenden Staates oder der
empfangenden Staaten Inspek-
toren zu entsenden, die von der
Behörde nach Beratung mit dem
betreffenden Staate oder mit den
betreffenden Staaten bestimmt
werden, die jederzeit zu allen
Örtlichkeiten und Unterlagen
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sowie zu jeder Person Zutritt
haben, die auf Grund ihrer
Tätigkeit mit Material, Aus-
rüstungen oder Einrichtungen zu
tun hat, auf die nach diesen
Statuten Sicherheitskontrollen
anzuwenden sind, und zwar so-
weit dies erforderlich ist, um
den Nachweis des gelieferten
Ausgangsmaterials und beson-
deren spaltbaren Materials sowie
der Spaltprodukte zu erbringen
und um festzustellen, ob die in
Artikel XI lit. F Ziffer 4 an-
gegebene Verpflichtung, jede
Verwendung zur Förderung ir-
gend eines militärischen Zweckes
zu unterlassen, die in lit. A Zif-
fer 2 des vorliegenden Artikels
angeführten betrieblichen Ge-
sundheits- und Sicherheitsnor-
men sowie alle sonstigen in
dem Abkommen zwischen der
Behörde und dem betref-
fenden Staat oder den be-
treffenden Staaten vorgeschrie-
benen Bedingungen eingehalten
werden. Den von der Behörde
bestellten Inspektoren werden
Vertreter der Behörden des be-
treffenden Staates beigegeben,
falls dieser Staat es wünscht,
vorausgesetzt, daß dadurch in
der Ausübung der Funktionen
der Inspektoren keine Verzöge-
rung oder anderweitige Behinde-
rung eintritt;

7. falls diese Bedingungen
nicht eingehalten werden und es
der (die) empfangende(n)
Staat(en) unterläßt (unterlassen),
innerhalb einer angemessenen
Frist die geforderten Abhilfe-
maßnahmen zu treffen, die
Hilfeleistung auszusetzen oder
einzustellen und alle von der
Behörde oder einem Mitglied für
die Förderung des Projektes zur
Verfügung gestellten Materialien
und Ausrüstungen zurückzuneh-
men.

B. Soweit erforderlich, bestellt
die Behörde einen Stab von In-
spektoren. Der Inspektorenstab
hat die Pflicht, alle von der Be-
hörde selbst durchgeführten
Operationen zu prüfen, um
festzustellen, ob die Behörde die
betrieblichen Gesundheits- und
Sicherheitsnormen einhält, deren
Anwendung von ihr bei Projek-
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ten vorgeschrieben wird, die ihrer
Genehmigung, Aufsicht oder
Kontrolle unterliegen, sowie ob
die Behörde alle notwendigen
Maßnahmen trifft, um zu ver-
hindern, daß das Ausgangsmate-
rial und besondere spaltbare Ma-
terial, das sich in ihrem Gewahr-
sam befindet oder in ihren Ope-
rationen verwendet bzw. er-
zeugt wird, zur Förderung mili-
tärischer Zwecke verwendet
wird. Die Behörde trifft sodann
Abhilfemaßnahmen, um jede
Nichteinhaltung der Bedingun-
gen oder Unterlassung der ent-
sprechenden Schritte abzustellen.

C. Der Inspektorenstab hat
ferner die Pflicht, sich in die in
lit. A Ziffer 6 des vorliegenden
Artikels erwähnten Nachweise
zu beschaffen und zu überprüfen
sowie festzustellen, ob die in
lit. F Ziffer 4 des Artikels XI
erwähnte Verpflichtung bzw. die
in lit. A Ziffer 2 des vorliegen-
den Artikels erwähnten Normen
sowie alle sonstigen, in dem Ab-
kommen zwischen der Behörde
und dem betreffenden Staat
oder den betreffenden Staaten
vorgeschriebenen Bedingungen
des Projektes eingehalten
werden. Die Inspektoren mel-
den jede derartige Nichteinhal-
tung dem Generaldirektor, der
sodann die Meldung an den
Gouverneursrat weiterleitet. Der
Gouverneursrat fordert den
empfangenden Staat oder die
empfangenden Staaten auf, jede
von ihm festgestellte Nichtein-
haltung sofort abzustellen. Der
Gouverneursrat meldet die
Nichteinhaltung allen Mitglie-
dern sowie dem Sicherheitsrat
und der Generalversammlung
der Vereinten Nationen. Falls
der empfangende Staat oder die
empfangenden Staaten es unter-
lassen, innerhalb einer angemes-
senen Frist alle geeigneten Ab-
hilfemaßnahmen zu treffen, so
kann der Gouverneursrat eine
oder beide der folgenden Maß-
nahmen ergreifen: direkte Kür-
zung oder Aussetzung der von
der Behörde oder einem Mit-
glied gewährten Hilfe sowie
Rückforderung der dem emp-
fangenden Mitglied oder der
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betreffenden Mitgliedergruppe
zur Verfügung gestellten Mate-
rialien und Ausrüstungen. Die
Behörde kann auch gemäß Ar-
tikel XIX jedes zuwiderhan-
delnde Mitglied von den Privi-
legien und Rechten der Mit-
gliedschaft zeitweilig aus-
schließen.

ARTIKEL XIII

Vergütung der Mitglieder

Sofern zwischen dem Gouver-
neursrat und dem Mitglied, das
der Behörde Materialien, Dienst-
leistungen, Ausrüstungen oder
Einrichtungen zur Verfügung
stellt, nichts anderes vereinbart
wird, schließt der Gouverneurs-
rat mit dem betreffenden Mit-
glied ein Abkommen über die
für die Lieferungen und Lei-
stungen zu zahlende Vergütung.

ARTIKEL XIV

Finanzen

A. Der Gouverneursrat legt
der Generalkonferenz jährlich
einen Voranschlag für die Aus-
gaben der Behörde vor. Um die
Arbeit des Gouverneursrates in
dieser Hinsicht zu erleichtern,
stellt der Generaldirektor den
ersten Entwurf des Voran-
schlages auf. Falls die General-
konferenz den Voranschlag
nicht genehmigt, verweist sie ihn
zusammen mit ihren Empfeh-
lungen an den Gouverneursrat
zurück. Der Gouverneursrat
legt dann einen weiteren Vor-
anschlag der Generalkonferenz
zur Genehmigung vor.

B. Die Ausgaben der Behörde
werden in folgende Gruppen
eingeteilt:

1. Verwaltungsausgaben. Diese
umfassen:

(a) die Kosten des Personals
der Behörde, soweit es nicht in
Verbindung mit den in lit. B
Ziffer 2 angeführten Materialien,
Dienstleistungen, Ausrüstungen
und Einrichtungen beschäftigt
ist; Kosten der Tagungen, Aus-
gaben für die Vorbereitung der
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Projekte der Behörde und für
die Verteilung von Informa-
tionen;

(b) die Kosten für die Durch-
führung der Sicherheitskontrol-
len gemäß Artikel XII in Ver-
bindung mit Projekten der Be-
hörde sowie Kosten gemäß lit. A
Ziffer 5 des Artikels III in Ver-
bindung mit bilateralen oder
multilateralen Vereinbarungen
zusammen mit den Kosten für
Manipulation und Lagerung be-
sonderen spaltbaren Materials
durch die Behörde, mit Aus-
nahme der in lit. E bezeichneten
Lager- und Manipulations-
kosten;

2. die nicht bereits in Ziffer 1
angeführten Ausgaben in Ver-
bindung mit Materialien, Ein-
richtungen, Anlagen und Aus-
rüstungen, welche die Behörde
bei der Durchführung der ihr
obliegenden Aufgaben erwirbt
oder erstellt, sowie die Kosten
für Materialien, Dienstleistun-
gen, Ausrüstungen und Einrich-
tungen, welche die Behörde auf
Grund von Abkommen mit
einem oder mehreren Mitglie-
dern beistellt.

C. Bei der Festsetzung der
Ausgaben gemäß lit. B Zif-
fer 1 (b) bringt der Gouver-
neursrat jene Beträge in Abzug,
die auf Grund von Abkommen,
betreffend die Anwendung von
Sicherheitskontrollen, zwischen
der Behörde und den Parteien
bilateraler oder multilateraler
Abkommen wieder herein-
gebracht werden können.

D. Der Gouverneursrat teilt
die in lit. B, Ziffer 1 angeführten
Ausgaben unter den Mitgliedern
gemäß einem von der General-
konferenz festzusetzenden Ver-
teilungsschlüssel verhältnismäßig
auf. Bei Festsetzung des Vertei-
lungsschlüssels läßt sich die Ge-
neralkonferenz von den Grund-
sätzen leiten, die von den Ver-
einten Nationen für die Be-
stimmung der Beiträge der Mit-
gliedstaaten für das ordentliche
Budget der Vereinten Nationen
angenommen wurden.

E. Der Gouverneursrat stellt
periodisch eine Liste der Gebüh-
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ren für die Materialien, Dienst-
leistungen, Ausrüstungen und
Einrichtungen auf, die die Be-
hörde den Mitgliedern beistellt,
einschließlich angemessener ein-
heitlicher Lagerungs- und Mani-
pulationsgebühren. Diese Ge-
bührenliste wird so angelegt,
daß die Behörde entsprechende
Einnahmen erzielt, um die in
lit. B Ziffer 2 angeführten Aus-
lagen und Kosten zu decken, ab-
züglich aller freiwilligen Bei-
träge, welche der Gouverneurs-
rat gemäß lit. F für diesen
Zweck verwenden kann. Die
Einnahmen aus diesen Gebühren
sind einem Sonderfonds zu-
zuführen, der dazu dient, alle
von den Mitgliedern beigestell-
ten Materialien, Dienstleistun-
gen, Ausrüstungen oder Ein-
richtungen zu bezahlen sowie
die sonstigen, in lit. B Ziffer 2
bezeichneten Ausgaben zu
decken, die gegebenenfalls der
Behörde selbst erwachsen.

F. Jeder Überschuß der in
lit. E bezeichneten Einnahmen
über die dort bezeichneten
Kosten und Ausgaben sowie alle
freiwilligen Beiträge an die Be-
hörde werden einem allgemeinen
Fonds zugeführt, über dessen
Verwendung der Gouverneurs-
rat mit Zustimmung der Ge-
neralkonferenz verfügt.

G. Vorbehaltlich der von der
Generalkonferenz genehmigten
Vorschriften und Beschränkun-
gen ist der Gouverneursrat be-
fugt, im Namen der Behörde
Anleihen aufzunehmen, ohne je-
doch den Mitgliedern der Be-
hörde eine Verbindlichkeit be-
züglich der gemäß dieser Befug-
nis aufgenommenen Anleihen
aufzuerlegen; er ist ferner be-
fugt, freiwillige Beiträge, die an
die Behörde geleistet werden,
entgegenzunehmen.

H. Die Beschlüsse der Ge-
neralkonferenz über finanzielle
Fragen und des Gouverneurs-
rates über die Höhe des Budgets
der Behörde bedürfen zu ihrer
Gültigkeit einer Zweidrittel-
mehrheit der anwesenden und
abstimmenden Mitglieder.
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ARTIKEL XV

Privilegien und Immunitäten

A. Die Behörde genießt auf
dem Hoheitsgebiet jedes Mit-
gliedes die Rechte, Privilegien
und Immunitäten, deren sie be-
darf, um ihre Aufgaben zu er-
füllen.

B. Delegierte der Mitglieder
sowie ihre Stellvertreter und
Berater, die Mitglieder des
Gouverneursrates sowie ihre
Stellvertreter und Berater, der
Generaldirektor und das Per-
sonal der Behörde genießen jene
Privilegien und Immunitäten,
deren sie bedürfen, um die ihnen
im Rahmen der Behörde ob-
liegenden Aufgaben unabhängig
erfüllen zu können.

C. Die in diesem Artikel er-
wähnten Rechte, Privilegien
und Immunitäten werden in
einem oder in mehreren geson-
derten Abkommen zwischen der
Behörde, die zu diesem Zweck
von dem nach den Anweisungen
des Gouverneursrates handeln-
den Generaldirektor vertreten
wird, und den Mitgliedern fest-
gelegt.

ARTIKEL XVI

Beziehungen zu anderen
Organisationen

A. Der Gouverneursrat ist er-
mächtigt, mit Zustimmung der
Generalkonferenz ein oder
mehrere Abkommen abzu-
schließen, wodurch zweckdien-
liche Beziehungen zwischen der
Behörde und den Vereinten Na-
tionen sowie allen anderen Or-
ganisationen, deren Tätigkeit
mit jener der Behörde in Ver-
bindung steht, hergestellt
werden.

B. In dem oder den die Be-
ziehungen zwischen der Behörde
und den Vereinten Nationen
herstellenden Abkommen ist
vorzusehen:

1. daß die Behörde die gemäß
lit. B Ziffer 4 und 5 des Ar-
tikels III vorgesehenen Berichte
vorlegt;

2. daß die Behörde die sie be-
treffenden Entschließungen der



63. Stück — Ausgegeben am 15. Oktober 1957 — Nr. 216 1167

Generalversammlung oder eines
Rates der Vereinten Nationen
prüft und über Ersuchen dem
zuständigen Organ der Verein-
ten Nationen Berichte über die
Maßnahmen vorlegt, die von
ihr oder ihren Mitgliedern auf
Grund einer solchen Prüfung in
Übereinstimmung mit den vor-
liegenden Statuten ergriffen
worden sind.

ARTIKEL XVII

Regelung von Meinungs-
verschiedenheiten

A. Jede Frage oder Meinungs-
verschiedenheit, betreffend die
Auslegung oder Anwendung der
vorliegenden Statuten, die nicht
im Verhandlungswege geregelt
wird, wird dem Internationalen
Gerichtshof in Übereinstim-
mung mit dem Statut dieses Ge-
richtshofes vorgelegt, sofern
sich die betreffenden Parteien
nicht über eine andere Art der
Regelung einigen.

B. Vorbehaltlich der Geneh-
migung durch die Generalver-
sammlung der Vereinten Na-
tionen sind die Generalkonfe-
renz und der Gouverneursrat
unabhängig voneinander er-
mächtigt, den Internationalen
Gerichtshof um ein Gutachten
über jede Rechtsfrage zu er-
suchen, die sich im Rahmen der
Tätigkeit der Behörde ergibt.

ARTIKEL XVIII

Abänderungen und Austritte

A. Abänderungen der vorlie-
genden Statuten können von
jedem Mitglied vorgeschlagen
werden. Beglaubigte Abschriften
des Textes einer vorgeschlagenen
Abänderung werden vom Ge-
neraldirektor ausgefertigt und
allen Mitgliedern spätestens
90 Tage vor der Behandlung
des Vorschlages durch die Ge-
neralkonferenz zugestellt.

B. Die Frage einer allgemeinen
Revision der Bestimmungen
dieser Statuten wird auf die
Tagesordnung der fünften Jah-
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restagung der Generalkonferenz
nach Inkrafttreten dieser Statu-
ten gesetzt. Bei Zustimmung
einer Mehrheit der anwesenden
und abstimmenden Mitglieder
findet die Überprüfung bei der
darauffolgenden Generalkonfe-
renz statt. In der Folge können
Vorschläge bezüglich einer all-
gemeinen Revision dieser Statu-
ten nach dem gleichen Verfahren
der Generalkonferenz zur Ent-
scheidung vorgelegt werden.

C. Abänderungen der Statu-
ten treten für alle Mitglieder in
Kraft, sobald sie:

(i) von der Generalkonferenz
mit Zweidrittelmehrheit der an-
wesenden und abstimmenden
Mitglieder nach Überprüfung
der vom Gouverneursrat zu
jeder vorgeschlagenen Abände-
rung vorgebrachten Bemerkun-
gen genehmigt und

(ii) von zwei Dritteln aller
Mitglieder in Übereinstimmung
mit deren verfassungsmäßigen
Verfahren angenommen worden
sind. Die Annahme durch ein
Mitglied erfolgt durch Hinter-
legung einer Annahmeurkunde
bei der in Artikel XXI lit. C
angeführten Depositarmacht.

D. Ein Mitglied kann jeder-
zeit nach Ablauf von fünf Jah-
ren, nachdem diese Statuten ge-
mäß Artikel XXI lit. E in Kraft
getreten sind, sowie jederzeit,
wenn es eine Abänderung dieser
Statuten nicht annehmen will,
aus der Behörde austreten, in-
dem es eine entsprechende
schriftliche Mitteilung an die in
Artikel XXI lit. C bezeichnete
Depositarmacht richtet, die so-
fort den Gouverneursrat und
sämtliche Mitglieder benach-
richtigt.

E. Der Austritt eines Mit-
gliedes aus der Behörde berührt
weder die von ihm gemäß Ar-
tikel XI übernommenen ver-
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traglichen Verpflichtungen noch
seine budgetären Verpflichtun-
gen während des Jahres, in dem
es seinen Austritt vollzieht.

ARTIKEL XIX

Zeitweilige Entziehung von
Privilegien

A. Ein Mitglied der Behörde,
das mit der Zahlung seiner fi-
nanziellen Beiträge an die Be-
hörde im Rückstand ist, hat
kein Stimmrecht in der Behörde,
wenn sein Rückstand den
Betrag der Beiträge erreicht
oder übersteigt, die von ihm
für die vorangegangenen zwei
Jahre der Behörde geschuldet
werden. Dessenungeachtet kann
die Generalkonferenz diesem
Mitglied gestatten, das Stimm-
recht auszuüben, wenn sie fest-
stellt, daß der Zahlungsverzug
auf Umstände zurückzuführen
ist, auf die das Mitglied keinen
Einfluß hat.

B. Ein Mitglied, das ständig
die Vorschriften dieser Statuten
oder irgendeines gemäß diesen
Statuten von ihm geschlossenen
Abkommens verletzt, kann
durch einen auf Empfehlung des
Gouverneursrates von der Ge-
neralkonferenz mit einer Zwei-
drittelmehrheit der anwesenden
und abstimmenden Mitglieder
gefaßten Beschluß von der Aus-
übung seiner ihm aus der Mit-
gliedschaft zustehenden Privi-
legien und Rechte zeitweilig
ausgeschlossen werden.

ARTIKEL XX

Definitionen

Im Sinne dieser Statuten
1. bedeutet der Ausdruck „be-

sonderes spaltbares Material"
Plutonium 239; Uran 233; mit
den Isotopen 235 oder 233 an-
gereichertes Uran; jedes Mate-
rial, das einen oder mehrere
der vorgenannten Stoffe enthält,
und alles sonstige, jeweils vom
Gouverneursrat bezeichnete
spaltbare Material; der Ausdruck
„besonderes spaltbares Material"
schließt jedoch Ausgangsmaterial
nicht ein;
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2. bedeutet der Ausdruck
„mit den Isotopen 235 oder 233
angereichertes Uran" Uran, das
die Isotope 235 und 233 oder
eines davon in einer Menge
enthält, daß das Verhältnis der
Summe dieser Isotope zum Iso-
top 238 größer ist als das in der
Natur vorkommende Verhält-
nis des Isotops 235 zum Iso-
top 238;

3. bedeutet der Ausdruck
„Ausgangsmaterial" Uran, das
die in der Natur vorkommende
Isotopenzusammensetzung ent-
hält; Uran mit vermindertem
Gehalt am Isotop 235; Tho-
rium; jeden der vorgenannten
Stoffe in Form von Metallen,
Legierungen, chemischen Ver-
bindungen oder Konzentraten;
alles sonstige Material, das einen
oder mehrere der vorgenannten
Stoffe in einer vom Gouver-
neursrat jeweils zu bestimmen-
den Konzentrierung enthält,
sowie jedes sonstige jeweils vom
Gouverneursrat bezeichnete Ma-
terial.

ARTIKEL XXI

Unterzeichnung, Annahme und
Inkrafttreten

A. Diese Statuten liegen für
alle Mitgliedstaaten der Ver-
einten Nationen oder einer
ihrer SpezialOrganisationen vom
26. Oktober 1956 an für einen
Zeitraum von 90 Tagen zur
Zeichnung durch diese Staaten
auf.

B. Die Signatarstaaten werden
durch Hinterlegung einer Rati-
fikationsurkunde Vertragspar-
teien der vorliegenden Statuten.

C. Die Ratifikationsurkunden
der Signatarstaaten und die An-
nahmeurkunden der Staaten,
deren Mitgliedschaft gemäß Ar-
tikel IV lit. B der vorliegenden
Statuten genehmigt wurde,
werden bei der Regierung der
Vereinigten Staaten von Ame-
rika hinterlegt, die hiemit zur
Depositarmacht bestimmt wird.

D. Die Ratifikation oder An-
nahme der vorliegenden Sta-
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tuten durch die Staaten erfolgt
im Einklang mit den jeweiligen
verfassungsmäßigen Verfahren.

E. Die vorliegenden Statuten
treten mit Ausnahme des An-
hanges in Kraft, sobald 18 Staa-
ten ihre Ratifikationsurkunden
gemäß lit. B dieses Artikels hin-
terlegt haben, vorausgesetzt, daß
sich unter diesen 18 Staaten
mindestens drei der folgenden
Staaten befinden: Frankreich,
Kanada, die Union der Soziali-
stischen Sowjetrepubliken, das
Vereinigte Königreich von
Großbritannien und Nordirland
und die Vereinigten Staaten von
Amerika. Die in der Folge hin-
terlegten Ratifikations- und An-
nahmeurkunden werden mit
dem Zeitpunkt ihres Eingangs
wirksam.

F. Die Depositarmacht teilt
allen Signatarstaaten der vorlie-
genden Statuten den Zeitpunkt
jeder Hinterlegung einer Ratifi-
kation sowie den Zeitpunkt des
Inkrafttretens der Statuten un-
verzüglich mit. Die Depositar-
macht teilt allen Signatar-
staaten und Mitgliedern un-
verzüglich die Zeitpunkte mit,
zu denen einzelne Staaten in
der Folge Vertragsparteien der
Statuten werden.

G. Der Anhang zu diesen Sta-
tuten tritt mit dem Tage in
Kraft, an dem diese Statuten
zur Unterzeichnung aufgelegt
werden.

ARTIKEL XXII

Eintragung bei den Vereinten
Nationen

A. Die vorliegenden Statuten
werden gemäß Artikel 102 der
Satzung der Vereinten Nationen
von der Depositarmacht ein-
getragen.

B. Abkommen zwischen der
Behörde und einem oder meh-
reren Mitgliedern, Abkommen
zwischen der Behörde und einer
oder mehreren anderen Orga-
nisationen sowie Abkommen
zwischen einzelnen Mitgliedern,
die der Genehmigung durch die
Behörde bedürfen, werden bei
der Behörde eingetragen. Der-
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artige Abkommen werden von
der Behörde bei den Vereinten
Nationen eingetragen, wenn ihre
Eintragung nach Artikel 102 der
Satzung der Vereinten Natio-
nen erforderlich ist.

ARTIKEL XXIII

Authentische Texte und
beglaubigte Abschriften

Die vorliegenden Statuten,
die in chinesischer, englischer,
französischer, russischer und
spanischer Sprache abgefaßt
sind, wobei alle Fassungen
gleichermaßen authentisch sind,
werden in den Archiven der De-
positarmacht hinterlegt. Ord-
nungsgemäß beglaubigte Ab-
schriften dieser Statuten werden
durch die Depositarmacht den
Regierungen der anderen Signa-
tarstaaten sowie den Regierun-
gen der Staaten, die gemäß Ar-
tikel IV lit. B als Mitglieder zu-
gelassen wurden, zugestellt.

Urkund dessen haben die ge-
bührend bevollmächtigten Un-
terzeichneten die vorliegenden
Statuten unterschrieben.

Geschehen am Sitz der Ver-
einten Nationen am 26. Ok-
tober 1956.

(folgen die Unterschriften)

die verfassungsmäßige Genehmigung des Nationalrates erhalten haben, erklärt der gemäß Artikel 64
des Bundes-Verfassungsgesetzes die Funktionen des Bundespräsidenten ausübende Bundeskanzler
diese Statuten für ratifiziert und verspricht im Namen der Republik Österreich die gewissenhafte
Erfüllung der in diesen Statuten enthaltenen Bestimmungen.
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Zu Urkund dessen ist die vorliegende Ratifikationsurkunde von dem gemäß Artikel 64 des
Bundes-Verfassungsgesetzes die Funktionen des Bundespräsidenten ausübenden Bundeskanzler unter-
zeichnet, vom Vizekanzler, vom Bundesminister für Inneres, vom Bundesminister für Justiz, vom
Bundesminister für Unterricht, vom Bundesminister für soziale Verwaltung, vom Bundesminister
für Finanzen, vom Bundesminister für Land- und Forstwirtschaft, vom Bundesminister für Handel
und Wiederaufbau, vom Bundesminister für Verkehr und Elektrizitätswirtschaft und vom Bundes-
minister für die Auswärtigen Angelegenheiten gegengezeichnet und mit dem Staatssiegel der
Republik Österreich versehen worden.

Geschehen zu Wien, den 26. April 1957.

Der gemäß Artikel 64 des Bundes-Verfassungsgesetzes die Funktionen des Bundespräsidenten
ausübende Bundeskanzler:

Raab

Der Vizekanzler:
Schärf

Der Bundesminister für Inneres:
Helmer

Der Bundesminister für Justiz:
Tschadek

Der Bundesminister für Unterricht:
Drimmel

Der Bundesminister für soziale Verwaltung:
Proksch

Der Bundesminister für Finanzen:
Kamitz

Der Bundesminister für Land- und Forstwirtschaft:
Thoma

Der Bundesminister für Handel und Wiederaufbau:
Bock

Der Bundesminister für Verkehr und Elektrizitätswirtschaft:
Waldbrunner

Der Bundesminister für die Auswärtigen Angelegenheiten:
Figl

Die Statuten sind gemäß ihrem Artikel XXI lit. E für folgende Staaten am 29. Juli 1957 in
Kraft getreten:

Afghanistan, Australien, Brasilien, Dänemark, Dominikanische Republik, Frankreich, Guate-
mala, Honduras, Indien, Israel, Japan, Kanada, Norwegen, Österreich, Pakistan, Portugal, Rumänien,
Schweden, Schweiz, Südafrikanische Union, Tschechoslowakei, Türkei, Union der Sozialistischen
Sowjetrepubliken, Vereinigtes Königreich von Großbritannien und Nordirland, Vereinigte Staaten
von Amerika, Weißrussische Sozialistische Sowjetrepublik.
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Die Statuten sind bis 10. September 1957 gemäß ihrem Artikel XXI lit. E für nachstehende
Staaten am folgenden Tag in Kraft getreten:

Niederlande am 30. Juli 1957,

Polen am 31. Juli 1957,

Ukrainische Sozialistische Sowjetrepublik am 31. Juli 1957,

Island am 6. August 1957,

Indonesien am 7. August 1957,

Korea am 8. August 1957,

Ungarn am 8. August 1957,

Bulgarien am 17. August 1957,

Venezuela am 19. August 1957,

Vatikanstadt am 20. August 1957,

Ceylon am 22. August 1957,

Albanien am 23. August 1957,

Spanien am 26. August 1957,

Ägypten am 4. September 1957,

China am 10. September 1957.

Raab


